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Allgemeinverfügung des Landkreises Alzey-Worms vom 25.03.2021 zur Anordnung 
notwendiger, weiterer Schutzmaßnahmen aufgrund der wieder ansteigenden SARS-

CoV-2-Infektionen im Landkreis Alzey-Worms 
 

 

Die Kreisverwaltung Alzey-Worms erlässt gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 

mit § 28a Abs.1, 2, 3 und 6 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 

3136), in Verbindung mit § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des 

Infektionsschutzgesetzes vom 10.März 2010 (GVBl. S. 55), zuletzt geändert durch § 

7 des Gesetzes vom 15. Oktober 2012 (GVBl. S. 341), BS 2126-10, in Verbindung 

mit § 23 Abs. 4 der Achtzehnten Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 

vom 20. März 2021 (GVBl. S. BS 2126-13) in der jeweils geltenden Fassung 

folgende 

 

Allgemeinverfügung 

 

1. Die nachfolgenden Vorschriften ergänzen oder ändern die Regelungen der 18. 

Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz (18. CoBeLVO), da im 

Landkreis Alzey-Worms die 7-Tages-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und 

Einwohner an drei aufeinander folgenden Tagen auf über 100 gestiegen ist. Die 

Allgemeinverfügung des Landkreises Alzey-Worms vom 22.03.2021 wird hiermit 

aufgehoben. 

 

2. Abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 1 der 18. CoBeLVO ist der Aufenthalt im 

öffentlichen Raum nur alleine oder mit den Angehörigen des eigenen Hausstands 

und einer Person eines weiteren Hausstands gestattet, wobei Kinder beider 

Hausstände bis einschließlich sechs Jahre bei der Ermittlung der 

Personenanzahl außer Betracht bleiben.  

 

3. Abweichend von § 5 der 18. CoBeLVO gilt:  
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a) Ämter, Behörden, Verwaltungen, der Rechtspflege dienende Einrichtungen 

(einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien), 

Zulassungsstellen, Bau-, Betriebs- und Wertstoffhöfe oder ähnliche 

öffentliche Einrichtungen können unter Beachtung der allgemeinen 

Schutzmaßnahmen öffnen. Abhol-, Liefer- und Bringdienste öffentlicher 

Einrichtungen sind nach vorheriger Bestellung unter Beachtung der 

allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig.  

 

b) Gewerbliche Einrichtungen sind, soweit im Folgenden nichts 

Abweichendes bestimmt ist, für den Kundenverkehr geschlossen. Abhol-, 

Liefer- und Bringdienste gewerblicher Einrichtungen sind nach vorheriger 

Bestellung unter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen zulässig. 

Abweichend von Satz 1 dürfen gewerbliche Einrichtungen öffnen, wenn 

nach vorheriger Vereinbarung Einzeltermine vergeben werden, bei denen 

ausschließlich Personen, die demselben Hausstand angehören, zeitgleich 

Zutritt zu der Einrichtung gewährt wird. Die Terminvereinbarung kann 

neben den Möglichkeiten per Telefon oder online auch ad hoc am Eingang 

erfolgen, wenn die Einrichtung noch freie Kapazitäten aufweist. Bei den 

Einzelterminen gilt die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 

der 18. CoBeLVO. Werden mehrere Einzeltermine in Folge für einen Tag 

vergeben, so ist ein Zeitraum von mindestens fünfzehn Minuten zwischen 

Ende und Beginn der jeweiligen Einzeltermine freizuhalten. Das 

Vorstehende gilt auch für Büchereien und Archive.  

 

c) Von der Schließung nach Buchstabe b ausgenommen sind  

aa)    Einzelhandelsbetriebe für Lebensmittel, Direktvermarkter von  

     Lebensmitteln, Getränkemärkte, Drogerien, Babyfachmärkte,  

bb)    Verkaufsstände auf Wochenmärkten, deren Warenangebot den  

     zulässigen Einzelhandelsbetrieben entspricht,  

cc)    Apotheken, Sanitätshäuser, Reformhäuser, 

dd)    Tankstellen,  
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ee)    Banken und Sparkassen, Poststellen,  

ff)      Reinigungen, Waschsalons,  

gg)   Zeitungs- und Zeitschriftenverkauf, Buchhandlungen, 

hh)    Baumärkte, Tierbedarfsmärkte und Futtermittelmärkte,  

ii)      Großhandel,  

jj)      Blumenfachgeschäfte, 

kk)    Gärtnereien, Gartenbaubetriebe, Gartenbaumärkte  

 

Bietet eine Einrichtung neben den in oben genannten Waren oder 

Dienstleistungen weitere Waren oder Dienstleistungen an, ist dies zulässig, 

soweit in im Folgenden nichts Abweichendes bestimmt ist und das weitere 

Waren- oder Dienstleistungsangebot nicht den Schwerpunkt des 

Verkaufssortiments oder Angebots bildet. 

 

d) In den Einrichtungen nach den Buchstaben a bis c gelten vorbehaltlich der 

Bestimmungen des § 2 Abs. 4 der 18. CoBeLVO sowohl in geschlossenen 

Räumen als auch im Freien, insbesondere in Wartesituationen, das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 der 18. CoBeLVO, die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 der 18. CoBeLVO mit der Maßgabe, dass 

eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der 

Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu 

tragen ist, und die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 der 18. 

CoBeLVO. Die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 der 18. CoBeLVO gilt 

auch im unmittelbaren Umfeld der Einrichtung und auf Parkplätzen. Die 

Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 der 18. CoBeLVO gilt nicht 

 

aa)    für Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtliche Aufgaben  

     wahrnehmen,  

bb)    auf Wochenmärkten gemäß Buchstabe c Doppelbuchst. bb sowie  

cc)    in persönlichen Beratungsgesprächen, wenn sich ausschließlich  
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        Personen, die höchstens zwei Hausständen angehören, in einem  

        Raum aufhalten. 

 

4. Abweichend von § 6 Abs. 3 und 4 der 18. CoBeLVO gilt: Kann das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 der 18. CoBeLVO zwischen Personen 

wegen der Art der Dienstleistung nicht eingehalten werden, wie in 

Kosmetikstudios, Wellnessmassagesalons, Tattoo- oder Piercing-Studios und 

ähnlichen Betrieben, ist die Tätigkeit untersagt. Erlaubt sind Dienstleistungen, die 

medizinischen oder hygienischen Gründen dienen, wie solche von Optikern, 

Hörgeräteakustikern, Friseuren, bei der Fußpflege sowie bei der Podologie, 

Logopädie, Physio- und Ergotherapie, beim Rehabilitationssport und 

Funktionstraining im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 3 und 4 des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch oder Ähnliches. Es dürfen nur solche Dienstleistungen des 

Friseurhandwerks erbracht werden, bei denen die Einhaltung der Maskenpflicht 

möglich ist. Friseure haben den Zutritt durch vorherige Terminvereinbarung zu 

steuern. Bei allen Angeboten ist zwischen Kundinnen und Kunden das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 der 18. CoBeLVO einzuhalten. Es gilt die 

Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 der Satz 4 18. CoBeLVO, sofern die Art der 

Dienstleistung dies zulässt, mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder 

FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu tragen ist. Zusätzlich gilt die Pflicht 

zur Kontakterfassung nach § 1 Abs. 8 Satz 1 der 18. CoBeLVO. 

 

5. Abweichend von § 7 Abs. 2 der 18. CoBeLVO sind gastronomische 

Einrichtungen auch im Außenbereich geschlossen. 

 

6. Abweichend von § 10 Abs. 1 der 18 CoBeLVO sind Training und Wettkampf im 

Amateur- und Freizeitsport in Mannschaftsportarten und im Kontaktsport 

untersagt. Die sportliche Betätigung im Amateur- und Freizeitsport in 

Einzelsportarten auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen ist nur im 

Freien und nur alleine, zu zweit oder mit Personen, die dem eigenen Hausstand 

angehören, zulässig. Im Übrigen gilt das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 

18. Der CoBeLVO während der gesamten sportlichen Betätigung. 
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7. Abweichend vom § 11 Abs. 2 der 18. CoBeLVO sind lediglich die Außenbereiche 

von zoologischen Gärten, Tierparks, botanischen Gärten und ähnlichen 

Einrichtungen für den Publikumsverkehr geöffnet. Zur Steuerung des Zutritts gilt 

eine Vorausbuchungspflicht. Die Anzahl der Personen, die sich zeitgleich auf 

dem Gelände der Einrichtungen befinden dürfen, ist vorab von der zuständigen 

Kreisverwaltung als Kreisordnungsbehörde zu genehmigen.  

 

8. Abweichend von § 15 Abs. 2 der 18. CoBeLVO ist der Proben- und 

Auftrittsbetrieb der Breiten- und Laienkultur untersagt.  

 

9. Abweichend von § 15 Abs. 4 der 18. CoBeLVO sind Museen, Ausstellungen, 

Galerien, Gedenkstätten und ähnliche Einrichtungen geschlossen. 

 

10.  Verkaufsstätten und ähnlichen Einrichtungen, insbesondere Tankstellen,    

 Kiosken, Einzelhandelsgeschäften und Supermärkten ist es untersagt in der Zeit 

       zwischen 21:00 Uhr und 6:00 Uhr alkoholhaltige Getränke abzugeben. 

  

11.  Abweichend von § 3 Nr. 2 des Ladenöffnungsgesetz Rheinland-Pfalz müssen 

Verkaufsstellen spätestens ab 21:00 Uhr geschlossen sein.  

 

12.  Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 Abs. 1a Nr. 6 des Infektionsschutzgesetzes 

(IfSG) sowie die Strafvorschrift des § 74 IfSG wird hingewiesen; ebenso auf § 24 

der 18. CoBeLVO.  

 

13.  Diese Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt  

       gegeben (§ 1 Abs. 1 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung  

       mit § 41 Abs. 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes) und tritt am  

       27.03.2021 um 0:00 Uhr in Kraft.  

 

14.   Diese Allgemeinverfügung tritt mit Ablauf des 11.04.2021 außer Kraft. 

 

15.  Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung können jederzeit ganz oder teilweise 

aufgehoben und/oder widerrufen bzw. mit weiteren Nebenbestimmungen 

versehen werden.  
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Begründung 

Zu Ziff.1  

§ 23 Abs. 4 der 18. CoBeLVO sieht vor dem Hintergrund des Bund-Länder-Beschlusses vom 

03.03.2021 und den neusten Beratungen vom 22.03.2021 vor, dass Landkreise, deren 7-

Tages-Inzidenz an drei aufeinanderfolgenden Tagen die Zahl 100 überschreitet, weitere 

Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie ergreifen müssen. Anzuordnen 

waren daher die in der Anlage 3 der 18. CoBeLVO vorgesehenen Maßnahmen. Betroffen 

sind insbesondere das Wirtschaftsleben, die Bereiche Sport und Freizeit, sowie die Kultur.   

Zu Ziff. 2 bis 3 

Aufgrund der wieder stark ansteigenden Infektionszahlen und einer noch immer starken 

Belastung des Gesundheitssystems müssen gewerbliche Einrichtungen wieder geschlossen 

werden. So können Begegnungen von Menschen und daraus resultierende neue Infektionen 

effektiv vermieden werden. Darüber hinaus ist es möglich, dass gewerbliche Einrichtungen 

öffnen, wenn nach vorheriger Vereinbarung Einzeltermine vergeben werden, bei denen 

ausschließlich Personen, die demselben Hausstand angehören, zeitgleich Zutritt zu der 

Einrichtung gewährt wird. Dieses sogenannte „Private Shopping“ ermöglicht den 

Gewerbetreibenden trotz steigender Infektionszahlen die eingeschränkte und unter dem 

Vorbehalt klar beschriebener Schutzmaßnahmen stehende Öffnung ihres Geschäfts für die 

Kundinnen und Kunden bei gleichzeitiger Begrenzung der Kontakte auf ein akzeptables Maß. 

Gewerbliche Einrichtungen, die der Daseinsvorsorge und der Deckung des täglichen 

Lebensbedarfs dienen, sowie Verkaufsstellen für Blumen und Pflanzen dürfen weiterhin 

geöffnet bleiben. Gleiches gilt für von Gärtnereien, Gartenbaubetrieben, Gartenbaumärkten 

und ähnliche Einrichtungen. Allerdings müssen hierbei grundsätzlich das Abstandsgebot 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 (auch auf Parkplätzen) und die 

Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7 beachtet werden, um Infektionsmöglichkeiten 

weitmöglich auszuschließen. Die Maskenpflicht gilt mit der Maßgabe, dass eine medizinische 

Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 

eines vergleichbaren Standards zu tragen ist. Die Öffnung der abschließend genannten 

Einrichtungen ist dadurch sachlich gerechtfertigt, dass sie eine besondere 

Versorgungsfunktion für die Bevölkerung darstellen. Die Öffnung von gewerblichen 

Einrichtungen, die der Daseinsvorsorge und der Deckung des täglichen Lebensbedarfs 
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dienen und weitere Waren oder Dienstleistungen anbieten (Einrichtungen mit gemischtem 

Sortiment) ist insgesamt zulässig, wenn der Schwerpunkt des Sortiments aus Waren oder 

Dienstleistungen besteht, die der Daseinsvorsorge dienen; auf den Schwerpunkt des 

Umsatzes kommt es hingegen nicht an. Besteht der Schwerpunkt des Sortiments aus nicht in 

diesem Sinne privilegierten Waren oder Dienstleistungen, bleibt der Betrieb insgesamt 

geschlossen.   

Ziff. 4 

In allen Arbeits- und Betriebsstätten gilt die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 der 18. 

CoBeLVO, sofern am jeweiligen Platz der Arbeits- oder Betriebsstätte der Mindestabstand 

von 1,5 Metern im Sinne des § 1 Abs. 2 nicht eingehalten werden kann. Regelungen des 

Arbeitsschutzes bleiben unberührt. Es wird in diesem Zusammenhang insbesondere auf die 

SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 

21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1) hingewiesen. Diese Verordnung dient dem Ziel, 

das Risiko einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 bei der Arbeit zu minimieren 

und Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten zu schützen (§ 1 Abs. 1 der SARS-CoV-2-

Arbeitsschutzverordnung). Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe dürfen ihre Tätigkeit 

ausüben, sofern die allgemeinen Schutzmaßnahmen beachtet werden und insbesondere das 

Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 der 18.CoBeLVO sowie die Maskenpflicht nach § 1 

Abs. 3 Satz 4 der 18. CoBeLVO eingehalten werden. Soweit bei körpernahen 

Dienstleistungen das allgemeine Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 der 18. CoBeLVO 

nicht eingehalten werden kann, ist diese Tätigkeit wegen des damit einhergehenden 

erhöhten Infektionsrisikos untersagt. Erlaubt sind solche körpernahen Dienstleistungen, die 

medizinischen oder hygienischen Gründen dienen. Sofern die Art der Dienstleistung es 

zulässt, gilt die Maskenpflicht mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-

Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren 

Standards zu tragen ist. Kosmetische Dienstleistungen oder Wellnessbehandlungen dienen 

hingegen nicht medizinischen oder körperhygienischen Gründen in diesem Sinne. In § 6 Abs. 

3 der 18. CoBeLVO wird klargestellt, dass zu den Dienstleistungen, die aus medizinischen 

Gründen erlaubt sind, auch Rehabilitationssport und Funktionstraining im Sinne des § 64 

Abs. 1 Nr. 3 und 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuchs (SGB IX) zählen. 

Rehabilitationssport findet aufgrund gesetzlicher Definition stets in Gruppen statt und ist 
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daher in Abweichung zu der Regelung in § 10 ausnahmsweise zulässig. Der Verweis auf § 

64 SGB IX stellt sicher, dass eine ärztliche Verordnung vorliegt. 

Zu Ziff. 6  

 

Das weitgehende Verbot von sportlicher Betätigung in geschlossenen Räumen und 

die Beschränkung auf einen eng begrenzten Personenkreis dienen ebenfalls dem 

primären Ziel, Kontakte auf ein absolut zwingendes Mindestmaß zu begrenzen. 

 

Sportliche Betätigung ist grundsätzlich geprägt durch gemeinsames Training und 

Wettkämpfe mit vielen persönlichen Begegnungen im und um den Sportbetrieb. 

Sportausübung ist mit körperlicher Anstrengung, also mit erhöhter Herz- und 

Atemfrequenz und folglich mit einem erhöhten Aerosolausstoß verbunden. Alle diese 

Umstände tragen das Risiko einer Weiterverbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 

in sich. Daher muss die Sportausübung auf ein Maß reduziert werden, bei dem das 

Übertragungsrisiko nahezu ausgeschlossen werden kann. Insofern erscheint es 

erforderlich den Sportbetrieb aufgrund der steigenden Infektionszahlen erneut 

einzuschränken. Die sportliche Betätigung im Amateur- und Freizeitsport ist daher 

nur in Einzelsportarten auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen im 

Freien und nur alleine, zu zweit oder mit Personen, die dem eigenen Hausstand 

angehören, zulässig. Training und Wettkampf im Amateur und Freizeitsport in 

Mannschaftssportarten und im Kontaktsport sind untersagt.  

 

Zu Ziff. 7 bis 9 

 

Bei diesen Freizeiteinrichtungen kommen regelmäßig eine Vielzahl an Personen für 

einen längeren Zeitraum und zudem teilweise aus überregionalen Gebieten 

zusammen, sodass ohne eine Schließung der Innenbereiche dieser Einrichtungen 

neue Infektionen und nicht nachvollziehbare Infektionsketten konkret befürchtet 

werden müssten. Es dürfen daher nur die Außenbereiche von zoologischen Gärten, 

Tierparks, botanischen Gärten und ähnlichen Einrichtungen für den 

Publikumsverkehr öffnen. Dabei gilt die Maßgabe, dass eine Vorausbuchung zu 

erfolgen hat, damit der Besucherandrang gesteuert und Menschenansammlungen 

aufgrund von Wartezeiten minimiert werden. Aus denselben Gründen wird die 

Besucherhöchstzahl deutlich beschränkt.  
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Auch im Bereich des Probebetriebs der Breiten- und Laienkulturen finden viele 

persönliche Begegnung in Gruppen statt, die es angesichts der Infektionslage zu 

verhindern gilt.  

 

Zu Ziff. 10 und 11 

 

Die Einführung eines Ausschankverbots von alkoholhaltigen Getränken kann 

maßgeblich zur Eindämmung des Infektionsgeschehens beitragen. Aufgrund seiner 

enthemmenden Wirkung werden die Einhaltung der Abstandsregelung, sowie der 

Hygiene- und Schutzmaßnahmen insbesondere zu den Abendstunden zunehmend 

vernachlässigt. Des Weiteren trägt die Maßnahme dazu bei den Begegnungsverkehr 

zwischen Personen zu minimieren. Ebenso verhält es sich mit der Schließung von 

Verkaufsstellen ab 21:00 Uhr. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 

bei der Kreisverwaltung Alzey-Worms, Postanschrift: Postfach 13 60, 55221 Alzey, 

Hausanschrift: Ernst-Ludwig-Straße 36, 55232 Alzey, oder durch E-Mail mit 

qualifizierter elektronischer Signatur1 an: signatur@alzey-worms.de einzulegen. 

Die Frist wird auch durch Einlegung des Widerspruchs beim Kreisrechtsausschuss 

des Landkreises Alzey-Worms gewahrt. 

 

Alzey, den 25.03.2021 

 

gez. Heiko Sippel 

Landrat  

                                                           
1 Vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23.07.2014 über die elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 
Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. EU Nr. L 257 S. 73) 


